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Der Konflikt zwischen der EU und Polen eskaliert. Das Parlament und die Regierung in Warschau
weigern sich weiterhin, den übergeordneten Charakter des EU-Rechts gegenüber dem nationalen
anzuerkennen. Das rechte, nationalistische PiS-geführte Kabinett wehrt sich gegen eine
„schleichende Kompetenzerweiterung“ der EU. Ministerpräsident Morawiecki bezichtigt sie der
Erpressung.

Das eigentliche Ziel der polnischen Regierung besteht vor allem darin, eigene rechte und
reaktionäre Verfassungsreformen und Angriffe auf Frauenrechte gegen etwaige Einsprüche der
europäischen Gerichtsbarkeit zu sichern. Das Ziel von Morawiecki und Co. ist also durchweg
reaktionär.

Gleichwohl geht es natürlich auch der EU nicht um abstrakte, rechtsstaatliche Prinzipien, sondern
vielmehr darum, die Vereinigung eines imperialistischen Blocks unter deutscher und französischer
Vorherrschaft voranzutreiben. Und dazu gehört auch, dass nationales Recht dem der EU
untergeordnet ist, um so auch über diesen Hebel die Dominanz der stärksten Staaten gegenüber
ökonomisch und politisch untergeordneten zu sichern.

Nachdem die polnische Regierung nicht freiwillig nachgeben will, packt die EU die Keule aus. Der
Europäische Gerichtshof (EuGH) verurteilte Polen zu einem Zwangsgeld von einer Million Euro für
jeden Tag, an dem die vom obersten europäischen Gericht gefällten Urteile nicht umgesetzt werden.

Diese Sanktionen sind finanziell noch leicht zu verkraften. Dramatisch würde es für Polen, wenn die
EU die Auszahlung der Gelder aus dem Corona-Hilfsfonds, ingesamt 36 Milliarden Euro, ganz oder
teilweise zurückhalten würde.

Was ist passiert?

Seit Jahren spitzt sich der Konflikt zwischen der EU und Polen immer mehr zu. Ursprung der
Debatte ist eine 2017 verabschiedete Justizreform die im Widerspruch zum geltenden EU-Recht
steht. Ihr Hauptpunkt befasst sich mit einer engeren Verzahnung von Legislative (Politik) und
Judikative (Justiz), zum Beispiel die Möglichkeit für den/die JustizministerIn, Gerichtsvorsitzende
inklusive StellvertreterInnen abzuberufen.

Der ursprüngliche Konfliktauslöser waren Wahlen von fünf neuen VerfassungsrichterInnen in Polen.
Diese gerieten zum Anlass für sechs Gesetze zur Novellierung des Verfassungsgerichts, die fast alle
die Möglichkeiten der Nachbesetzung oder Sanktionierung der RichterInnen durch die Politik
betrafen. 2018 wurde eine Disziplinarkammer im Verfassungsgerichtshof eingerichtet, die jede/n
RichterIn oder Staatsanwalt und Staatsanwältin entlassen kann.

Dies wurde explizit gegen Einwände der EU-Kommission beschlossen, die jetzt beim EuGH versucht,
die Gesetzesänderungen in Polen durch Klagen rückgängig zu machen. Eine weitere Eskalation als
Reaktion darauf inszenierte der polnische Verfassungsgerichtshof im Oktober 2021. Dieser
entschied, dass Teile des EU-Rechts nicht mit der polnischen Verfassung vereinbar seien, die
ihrerseits über dem EU-Recht stehen würde.
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Hintergründe

Solche Konflikte sind innerhalb der EU nicht neu. Im Grunde tauchen sie immer wieder auf, wenn
die Integration des Staatenbundes vertieft, nationale Gesetze vereinheitlicht werden sollen – und
Widerstand gegen EU-Recht, das mit dem eigenen im Widerspruch steht oder eigene nationale
Ansprüche beschränkt, erfolgte in der Geschichte der EU keineswegs nur seitens Leuten wie Orbán
oder Morawiecki. Denken wir nur an die sog. Flüchtlingskrise, bei der die GegnerInnen einer
zeitweiligen Öffnung der EU-Grenzen ihrerseits Grenzkontrollen errichteten oder die Rettung von
Menschen im Mittelmeer verhinderten. Diese Gewaltorgien, an denen sich etliche der heute
schärfsten KritikerInnen Polens an vorderster Front beteiligten, verdeutlichen, dass es beim
aktuellen Konflikt weder von Seiten Polens noch der EU um Demokratie und BürgerInnenrechte
geht.

Letztlich ist dieser Zwist nur ein Vorwand. Die EU-Kommission und die sie tragende
Parlamentsmehrheit, hinter der der Mainstream der politischen Kräfte steht, nehmen die Verletzung
rechtsstaatlicher Prinzipien, deren sich Polen oder auch Ungarn schuldig gemacht haben, zum
Anlass, in der Staatengemeinschaft für klarere Verhältnisse zu sorgen.

Ziel ist dabei sicher nicht, Polen aus der EU zu treiben. Ebenso wenig will das eigentlich die
Regierung in Warschau, denn nicht nur für die EU, sondern vor allem für das Land selbst wäre ein
Austritt aus der Union eine politische und vor allem ökonomische Katastrophe.

Polen spielt wie ganz Osteuropa eine wichtige Rolle im Rahmen der Wertschöpfungsketten und
Gesamtproduktion des deutschen Kapitals. Es ist integraler Bestandteil des halbkolonialen
Hinterlandes des deutschen Imperialismus.

Wie in vielen anderen osteuropäischen Ländern haben die neoliberalen Reformen und die
Zerstörung ganzer Strukturen nach der Restauration des Kapitalismus auch dazu geführt, dass
große Teile des KleinbürgerInnentums, die Bauern-/Bäuerinnenschaft, aber auch die städtischen
Mittelschichten und vor allem die ArbeiterInnenklasse diese „Reformen“ mit Arbeitslosigkeit,
prekären Arbeitsbedingungen und sozialer Unsicherheit bezahlen mussten. Auf politischer Ebene
drückte sich das darin aus, dass nach Jahren der wirtschaftsliberalen Regierungen und dem
Abwirtschaften der aus den ehemaligen stalinistischen Parteien hervorgegangenen Sozialdemokratie
der Rechtspopulismus als nationale und soziale Alternative erschien.

Auf ökonomischer Ebene erweist sich dieser als durchaus willfährig und rollt ausländischen
InvestorInnen besonders aus Deutschland geradezu den roten Teppich aus, wenn es um
Arbeitsrecht, Umweltschutz usw. geht. Umso schriller und aggressiver versuchen sich
Nationalismus und Populismus, bei anderen Fragen in Szene zu setzen – z. B. den Angriffen auf
Frauenrechte wie das auf Abtreibung, auf die Pressefreiheit oder in Verfassungsfragen. Garniert
wird das Ganze mit demagogischen Angriffen auf die EU-Institutionen, die für alle Probleme des
Landes verantwortlich gemacht werden, insbesondere auch die Zerstörung „polnischer“ oder
„christlicher“ Werte.

Schließlich kommt hinzu, dass Polen in der EU seinen eigenen Spielraum zu erweitern trachtet,
indem es sich als enger Verbündeter der USA und vor allem ihrer aggressiven Politik gegenüber
Russland präsentiert. Schließlich arbeiten die maßgeblichen Parteienbünde und deren Stiftungen in
der EU auch daran, in Ländern wie Polen und Ungarn bei zukünftigen Wahlen ihre engeren
Verbündeten an die Macht zu bringen.



Reaktion der EU

Angesichts dieser Lage wird sich der Konflikt zweifellos verschärfen. Auch wenn die Staats- und
RegierungschefInnen Deutschlands und Frankreichs, Merkel und Macron, die Lage nicht zu sehr
eskalieren wollen, so gibt es letztlich wenig Kompromissspielraum.

Die EU, die bereits einige Sanktionen gegen Polen verhängt hat, wird auch weitere Methoden
nutzen, um es unter Druck zu setzen. Unter anderem ist ein Vertragsverletzungsverfahren möglich,
wobei schon eines im Juli wegen Verletzung von Grundrechten von LGBTQIA+-Personen eingeleitet
wurde. Auch ein „Artikel 7“-Verfahren wäre denkbar. Dies kommt einer Suspendierung gleich und
würde Polen das Stimmrecht kosten. Unmittelbar ist aber damit zu rechnen, dass Druck über die
EU-Gelder (in diesem Fall zum Beispiel Covid-19-Hilfezahlungen, die um die 36 Milliarden Euro
ausmachen) ausgeübt wird, bis bestimmte Gesetze (wie die Justizreform) zurückgenommen werden.

Alle diese Faktoren spitzen den Konflikt natürlich weiter zu. Wegen der langen oppositionellen
Haltung zur EU wird auch schon länger spekuliert, ob Polen nicht auch mit dem Ausstieg aus der
Föderation liebäugelt. Einige führende PolitikerInnen der PiS drohten schon konkret mit dem
Austritt. Eine Person verglich die Rolle der EU mit der Besatzung durch „die Nazis und die Sowjets“.
Das sind jedoch vereinzelte Stimmen und die Opposition versucht momentan stark, die PiS in eine
Rolle der EU-skeptischen Partei zu drängen. Die polnische Bevölkerung ist überwiegend für einen
Verbleib in der EU (über 80 %). Das wurde auch nochmal durch Donald Tusks Demonstrationen
gezeigt, die sich für einen Verbleib von Polen in der EU stark machten. Morawiecki weiß, dass ein
Polexit extrem unpopulär wäre. Daher erklärte er wiederholt, dass Polen mit Sicherheit nicht die
Absicht hätte, die EU zu verlassen.

Die ökonomische Situation verdeutlicht auch, wie selbstmörderisch dieses Unternehmen wäre. Die
EU muss hierbei als ökonomischer Block und nicht als „Wahrerin der Rechtsstaatlichkeit“ oder als
„Friedensprojekt“ verstanden werden. Dann werden die Abhängigkeitsverhältnisse
augenscheinlicher. Polen ist der größte Empfänger von EU-Geldern und stark abhängig vom Zugang
zum Binnenmarkt. Als Zulieferer, speziell für Deutschland, bildet es ein wichtiges Glied in den
Wertschöpfungsketten Europas.

Wie geht es weiter?

Der Austritt Polens bleibt also unwahrscheinlich, genauso aber die Rücknahme der Justizreform
durch die gegenwärtige Regierung.

Vielmehr setzt die EU, ähnlich wie in Ungarn, auf ein breites, klassenübergreifendes
Oppositionsbündnis, das die PiS-geführte Regierung bei den nächsten Wahlen ablösen kann.
Betrachten wir den Charakter der Bewegungen für das Recht auf Abtreibung und gegen die
Einschränkungen demokratischer Rechte in Polen, so ist eine solche Entwicklung nicht von der
Hand zu weisen. Im letzten Herbst demonstrierten Hunderttausende gegen die Regierung. Die
politische Führung der Opposition lag und liegt freilich bei der „Bürgerkoalition“ Koalicja
Obywatelska (KO), die von Liberalkonservativen wie Donald Tusk, dem ehemaligen Minister- und
EU-Ratspräsidenten, geführt wird.

Die ArbeiterInnenklasse, Gewerkschaften und linke Parteien wie die SLD (Bund der Demokratischen
Linken) und Lewica Razem (Linke Gemeinsam) ordnen sich in diesen Bewegungen dieser faktisch
politisch unter. In Polen erscheint der politische Konflikt als einer zwischen nationalkonservativem
Populismus und EU-konformem Liberalismus. Genau darin aber besteht das zentrale politische
Problem.



Die Lösung der politischen Krise kann und wird nicht darin bestehen, dass die EU Sanktionen gegen
das Land verhängt. Im Gegenteil. Dies wird es der PiS erleichtern, den Unmut in der Bevölkerung zu
kanalisieren und von ihrer reaktionären Politik abzulenken, indem sie z. B. die EU für fehlende
Corona-Hilfen verantwortlich machen kann. Daher müssen Linke und die ArbeiterInnenklasse in der
EU diese Politik der EU-Kommission zurückweisen.

Notwendig ist vielmehr, dass die linken Parteien und die Gewerkschaften sich selbst zu einer
eigenständigen und führenden Kraft in der Bewegung gegen die PiS erheben, indem sie den Kampf
gegen nationale Abschottung, die reaktionäre Flüchtlingspolitik, Angriffe auf die Rechte der Frauen
mit dem gegen Armut, Entlassungen, Billigjobs und andere grundlegende Forderungen der
ArbeiterInnenklasse verbinden.


